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A 0082/2015 (FD) 
Auftrag fraktionsübergreifend: Tatsächliche Parität in der Gesamtarbeitsvertrags-

kommission (GAVKO) herstellen (24.06.2015)  

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die gemäss § 9 des Gesamtarbeitsvertrags (GAV) vorge-
schriebene paritätische Zusammensetzung der Gesamtarbeitsvertragskommission (GAVKO) 
tatsächlich herzustellen, indem die Arbeitgeberseite ausschliesslich mit Personen zu besetzen 
ist, die eindeutig der Arbeitgeberseite zuzuordnen und damit in keiner Art und Weise dem 
GAV unterstellt sind.  
 
Begründung 24.06.2015: schriftlich. 
 
Wie bereits in Auftrag A035/2014 bekräftigt, ist das Hauptziel des Gesamtarbeitsvertrages die 
Sicherung des sozialen Friedens. Der GAV zwischen dem Kanton Solothurn und den Personal- 
und Berufsverbänden erweist sich diesbezüglich als bewährtes Instrument zur Verhinderung 
von Arbeitskonflikten. Die GAVKO muss dabei paritätisch zusammengesetzt sein, um die Auf-
rechterhaltung des GAV und dessen gerechte Anwendung nicht zu gefährden.  
Gemäss erheblich erklärtem Auftrag A 035/2014 sieht der Regierungsrat keinen Handlungs-
bedarf bezüglich der GAVKO und deren paritätischen Zusammensetzung. Er stellt fest, dass 
sowohl die Arbeitnehmer- als auch die Arbeitgeberinteressen genügend gewahrt werden. 
Trotzdem hält er fest, dass GAV-Änderungen zu Ungunsten des Personals fast nicht realisier-
bar sind und dass es, bedingt durch das zeitlich aufwändige Verhandeln, relativ lange dauert, 
bis Änderungen umgesetzt werden können (siehe S. 2 des RRBs vom 29. April 2014).  
Es ist zu bezweifeln, dass die heutige Zusammensetzung der GAVKO tatsächlich paritätisch ist. 
Schaut man sich die aktuelle Liste der Kommissionsmitglieder an, ist es zunächst schwierig, 
überhaupt feststellen zu können, wer Arbeitnehmer und wer Arbeitgeber ist. Die Vertreter 
der Arbeitgeberseite müssen unbedingt eindeutiger zugeordnet werden können. Deshalb 
dürfen diese nicht dem GAV unterstellt sein. Um ein Ungleichgewicht zu verhindern und um 
die Interessen des Kantons genügend zu wahren, müssen auf Arbeitgeberseite zwingend Re-
gierungs- und/oder Kantonsratsmitglieder Einsitz nehmen.  
 
Unterschriften: 1. Karin Kissling, 2. Sandra Kolly, 3. Rudolf Hafner, Urs Allemann, Philippe 
Arnet, Johanna Bartholdi, Stephan Baschung, Markus Dietschi, Martin Flury, Markus Grütter, 
Walter Gurtner, Nicole Hirt, Christian Imark, Fabio Jeger, Markus Knellwolf, Susanne Koch 
Hauser, Edgar Kupper, Beat Künzli, Dieter Leu, Peter M. Linz, Daniel Mackuth, Marianne 
Meister, Tamara Mühlemann Vescovi, Georg Nussbaumer, Beatrice Schaffner, Hugo Schuma-
cher, Hansjörg Stoll, Heiner Studer, Albert Studer, Christian Thalmann, Kuno Tschumi, Urs 
Unterlerchner, Bruno Vögtli, Christian Werner (34) 


